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Bericht und Beschlussempfehlung 

des Umwelt- und Agrarausschusses 

Export von Plastikmüll verbieten 

Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 19/1440 

Verschärfung der Baseler Konvention 

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
Drucksache 19/1476 

Der Landtag hat den Antrag Drucksache 19/1440 sowie den Alternativantrag Drucksa-
che 19/1476 durch Plenarbeschluss vom 16. Mai 2019 dem Umwelt- und Agraraus-
schuss überwiesen. Dieser hat die Anträge in drei Sitzungen, zuletzt am 8. Januar 
2020, beraten. Zu dieser Beratungssitzung haben die Fraktionen von CDU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und die Abgeordneten des SSW einen gemeinsa-
men Änderungsantrag vorgelegt. 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag, die Anträge Drucksachen 19/1440 und 
19/1476 für erledigt zu erklären sowie den nachstehenden Antrag zu übernehmen und 
ihm zuzustimmen. 
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„Baseler Übereinkommen konsequent umsetzen, Export von nicht ver-
wertbarem Plastikmüll unterbinden 

Der Landtag begrüßt die am 10. Mai 2019 in Genf beim 14. Treffen der Kon-
ferenz der Vertragsparteien des Baseler Übereinkommens über die Kontrolle 
der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihre Entsor-
gung getroffenen Vereinbarungen zum Export von Kunststoffabfällen, die zum 
Ziel haben, den Export von nicht verwertbarem Plastikmüll zu unterbinden. 

Der Landtag bittet die Landesregierung, im Rahmen ihrer Landeszuständigkeit 
auf eine zügige und vollständige Umsetzung dieser Regelungen hinzuwirken. 

Der Landtag bittet die Landesregierung, sich für eine rasche Umsetzung der 
Europäischen Abfallrahmenrichtlinie und eine konsequentere Anwendung der 
Abfallhierarche (1. Vermeidung, 2. Vorbereitung zu Wiederverwertung, 3. Re-
cycling, 4. sonstige Verwertung, 5. Beseitigung) einzusetzen. Darüber hinaus 
wird die Landesregierung gebeten, sich in Zusammenarbeit mit Bund und Län-
dern für die Weiterentwicklung des internationalen Rechtsrahmens für den 
Umgang mit Plastikabfällen und den Schutz der Meere vor Verschmutzung 
durch Plastikabfälle einzusetzen. 

Der Landtag bittet die Landesregierung, dem Export von Kunststoffabfällen im 
Vollzug bereits vor Umsetzung der Beschlüsse zum Baseler Übereinkommen 
stärkere Aufmerksamkeit zu widmen und dadurch Exporte gemischter und ver-
unreinigter Kunststoffabfälle möglichst zu verhindern. 

Oliver Kumbartzky 
Vorsitzender 


